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Durch Vertrag zwischen der Freien Universität Berlin
und dem Osteuropa-Institut sowie der Universität

Split und deren Juristischer Fakultät ist im Winterseme-
ster 1999/2000 das „Zentrum für deutsches, kroatisches,
europäisches Recht und Rechtsvergleichung Split/Ber-
lin“ gegründet worden. Die ersten organisatorischen
Schritte der Gründungsphase hat diese vom Deutschen
Akademischen Austauschdienst (DAAD) in Bonn finanzi-
ell unterstützte Institution mit der Einrichtung von Arbeits-
räumen in Split und Berlin bereits hinter sich gebracht.

Recht und Transformation

Die beteiligten Universitäten haben sich bei der Grün-
dung dieses Zentrums von der Erkenntnis leiten lassen,
dass Recht und Rechtsreform beim Aufbau und der Sta-
bilisierung einer friedensfähigen, postsozialistischen
Zivilgesellschaft eine zentrale Rolle spielen. Es geht da-
bei um Demokratisierung ebenso wie den Auf- und Aus-
bau rechtsstaatlicher Institutionen und Verfahren sowie
die (Wieder)Einführung tragender Rechtsinstitute wie des
Privatrechts. Im einzelnen betrifft dies Justizreform, Pro-
zessreform und Rechtsschutz der Bürger ebenso wie (Re)-
Privatisierung, Durchsetzung einer Privatrechtsordnung
und nicht zuletzt die schrittweise Erarbeitung der Europa-
fähigkeit der gesamten Rechtsordnung Kroatiens und sei-
ner Nachbarstaaten. Zur Erreichung dieser Ziele soll im
Rechtszentrum auf drei Ebenen beigetragen werden:

(1) Rechtspolitisch durch gemeinsame wissenschaftli-
che Projekte und Erfahrungsaustausch im Vorfeld von
Gesetzgebungsvorhaben und die kritische Begleitung ein-
zelner Gesetzgebungsentwürfe.

(2) Rechtswissenschaftlich durch zusätzliche Lehrange-
bote mit Hilfe qualifizierter Dozenten im universitären
Rechtsstudium, in wissenschaftlichen Seminaren, Collo-
quien, Konferenzen sowie durch gemeinsame For-
schungsprojekte und Publikationen.

(3) Praxisorientiert durch Fortbildungs- und Qualifizie-
rungsangebote sowie Erfahrungsaustausch für Berufsprak-
tiker (Richter, Rechtsanwälte, Verwaltungsmitarbeiter,
Wirtschaftsjuristen).

Regionale Schwerpunktbildung: Kroatien

Der Republik Kroatien kommt im Prozess der weiteren
rechtsstaatlichen Stabilisierung derjenigen südosteuro-
päischen Staaten, die noch nicht in das Osterweiterungs-
konzept der EU einbezogen worden sind, eine besondere
Brückenfunktion zu. Dies gilt infolge ihrer geographi-
schen Zentrallage und daraus resultierenden gemeinsa-
men Grenzen mit zahlreichen anderen postjugoslawischen
Staaten (Slowenien, Bosnien-Herzegowina, Serbien,
Montenegro), infolge ihrer ethnischen Zusammensetzung

und der Tatsache, dass zahlreiche Kroaten teils im west-
europäischen Ausland, teils in benachbarten Staaten (ins-
besondere in Bosnien-Herzegowina) leben. Dies gilt vor
allem auch, weil die Transformation des politischen Sy-
stems und die Konsolidierung einer postsozialistischen,
pluralistischen Demokratie samt wirksamer, demokrati-
scher Opposition in diesem Land wesentlich weiter als
in allen anderen exjugoslawischen Nachbarländern, ins-
besondere weiter als in Bosnien-Herzegowina oder Ser-
bien/Rest-Jugoslawien, vorangeschritten sind.

Diese Entwicklungsfortschritte zeigen die Ergebnisse der
Parlamentswahlen in Kroatien vom 3. Januar 2000, die
zu einem politischen Machtwechsel auf demokratischem
Wege durch einen eindrucksvollen Wahlsieg der Oppo-
sition und damit zur Ablösung der bisherigen Regierungs-
partei HDZ (des verstorbenen Staatsgründers und ersten
Präsidenten Tudjman) geführt haben.

Aufgaben und Arbeitsprogramm

Die beteiligten Universitäten und Wissenschaftler haben
folgende Aufgaben für das Rechtszentrum vorgesehen:

– Vermittlung von Kenntnissen und Informationen über
deutsches und europäisches Recht und Rechtsverglei-
chung für Studierende, Rechts- und Wirtschaftspraktiker
in Kroatien;

– Vermittlung von Kenntnissen und Informationen über
kroatisches und südosteuropäisches Recht für deutsche
Studierende sowie Rechts- und Wirtschaftspraktiker und
Mitarbeiter internationaler Organisationen;

– Austausch von Dozenten, Doktoranden und Studierenden;

– Entwicklung und Durchführung gemeinsamer Lehr-,
Forschungs- und Veröffentlichungsprojekte.

Das Arbeitsprogramm, das im Laufe der ersten, fünfjäh-
rigen Arbeitsperiode des Zentrums schrittweise aufge-
baut wird, beinhaltet:

– Durchführung von wissenschaftlichen Lehrveranstal-
tungen (Vorlesungen, Colloquien, Projektgruppen) in Er-
gänzung zum allgemeinen Studienangebot der Universi-
tät Split (insbesondere an der Juristischen Fakultät);

– Durchführung von Ausbildungsveranstaltungen (jährli-
che deutsch-kroatische Seminare, Seminare für deutsche
und kroatische Studierende, Postdiplomanten, Doktoran-
den und andere Interessenten);

– Sonderveranstaltungen (Seminare, internationale Kon-
ferenzen u. ä.) an der Universität Split, an der Freien Uni-
versität Berlin und anderenorts;

– Fortbildungsveranstaltungen für Rechts- und Wirt-
schaftspraktiker aus Kroatien, aus Deutschland und an-
deren Ländern.

Interuniversitäres Rechtszentrum Split/Berlin

von Herwig Roggemann, Berlin
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Die Leitung des Rechtszentrums hat für die erste Arbeits-
phase der Schreiber dieser Zeilen übernommen, dem
1999 in Anerkennung langjähriger Zusammenarbeit die
Ehrenbürgerschaft von Split und Dalmatien verliehen
wurde. Stellvertretender Leiter ist ein kroatischer Kolle-
ge. Dem Wissenschaftlichen Beirat gehören von deut-
scher Seite die Professoren Kunig und Grothe (beide
Fachbereich Rechtswissenschaft der FU) an.

Im Jahr 2000 finden u.a. folgende Veranstaltungen des
Zentrums statt:

(1) Mitwirkung am 4. Deutsch-Kroatischen Juristen-Sym-
posion vom 26. bis 28. April 2000 in Split zum Thema:
„Ausbildung und Praxis von Anwaltschaft und Notariat in
Kroatien und Deutschland“.

(2) Eröffnung des Zentrums am 26. Mai 2000 mit einem
I. Colloquium zum Thema: „Die Osterweiterung der Eu-
ropäischen Union, ihre Bedeutung für Südosteuropa und
Kroatien“.

(3) II. Colloquium am 31. Mai 2000 zum Thema: „Die
Rechtsprechung der Sozialgerichtsbarkeit der Bundesre-

publik Deutschland zur Zahlung von Versorgungsrenten
an zivile Opfer des Zweiten Weltkriegs in Kroatien (und
anderen früheren Teilstaaten der ehemaligen SFRJ)“,
Russig, Richter am Landessozialgericht Hessen.

(4) X. Deutsch-Kroatisches Seminar vom 4. bis 14. Sep-
tember 2000 in Split (Teilnehmer sind Studierende und
Doktoranden der FU Berlin und der Universität Split) zu
den Themen: Die Osterweiterung der EU – Probleme und
Perspektiven – Osterweiterung und Umweltrecht – In-
ternationale Strafgerichtsbarkeit.

Das Zentrum wird vom DAAD, Bonn, finanziell unter-
stützt.

Weitere Sponsoren sind jederzeit willkommen.

Das Spendenkonto für Ihren (steuerbegünstigten) Beitrag
ist: Berliner Bank AG, BLZ: 100 200 00, Konto-Nr.:
3901 999 303, Empfänger: Hauptkasse der Freien Uni-
versität Berlin, Verwendungsnachweis: 310 204 30.

Prof. Dr. iur. Herwig Roggemann ist Leiter des Inter-
universitären Rechtszentrums Split/Berlin.

Vereinsgründung der „Forschungsgruppe Nordeuropäische
Politik“
von Eva-Clarita Onken, Berlin

Am 28. Januar 2000 wurde am Nordeuropa-Institut
der Humboldt-Universität Berlin der Verein „For-

schungsgruppe Nordeuropäische Politik e.V.“, kurz
FOR:N gegründet. Damit erhält ein bereits seit einigen
Jahren unter diesem Namen bestehender informeller Zu-
sammenschluß von Politik- und Wirtschaftswissenschaft-
lern, Skandinavisten, Historikern und Juristen eine eige-
ne Rechtsform und professionellere Arbeitsstruktur. Zum
Vorsitzenden wählten die innerhalb und außerhalb der
Berliner Universitäten tätigen Gründungsmitglieder den
Politikwissenschaftler Dr. Tom Schumacher (33).

Nicht zuletzt mit dem Umzug der Bundesregierung nach
Berlin hat sich das politische Zentrum Deutschlands nach
Nordosten verschoben und die Bedeutung der politisch
und wirtschaftlich ausgesprochen dynamische Region
Nord- und Nordosteuropas rückt zunehmend ins Blick-
feld politischen und öffentlichen Interesses. Von Seiten
der deutschen Politik und Wirtschaft, speziell auch von
Berliner Unternehmen, ist eine verstärkte Hinwendung
in Richtung der nördlichen und östlichen Nachbarstaaten
zu beobachten. Dadurch steigt der Bedarf an einer ver-
mittelnden Institution, die neben Sprachkenntnissen auch
über fundiertes Wissen und gute Kontakte zu den Län-
dern rund um die Ostsee verfügt.

Die Gründung des Vereins FOR:N versteht sich als eine
Reaktion auf diesen wachsenden Bedarf an fundierten
Kenntnissen und Information über Nord- und Nordost-
europa. Er erfüllt die Voraussetzungen auf optimale Weise

und ist zudem eingebunden in die entsprechenden deut-
schen und internationalen Netzwerke. So etwa organisier-
te die Forschungsgruppe im vergangenen Jahr eine inter-
nationale Konferenz über Sicherheitspolitik im Ostsee-
raum und fungierte als deutsche Partnerin des Nordischen
Rates bei der Vorbereitung und Durchführung einer Tagung
anläßlich der Eröffnung der Nordischen Botschaften.

Der Verein FOR:N stellt seine Kompetenz im Rahmen
von Vorträgen, Publikationen und Auftragsstudien zur Ver-
fügung. Er konzipiert und organisiert zudem Konferen-
zen und Veranstaltungen zu nord- und nordosteuropäi-
schen Themen. Sein Angebot richtet sich an politische
Institutionen, Einrichtungen in Bildung und Wissenschaft
sowie an Verbände und Unternehmen.

FOR:N e.V. ist an der Erweiterung des Expertenpools sehr
interessiert durch Aufnahme neuer Mitglieder mit Kennt-
nissen der Region. Interessierte sind herzlich willkom-
men, an dem monatlichen jour fixe („Ostseegespräche“)
des Vereins teilzunehmen, bei dem in informellem Rah-
men Referate gehalten und aktuelle Themen der Region
diskutiert werden. Auskünfte über Ort und Zeit gibt es

unter ( 030/2019 2640 oder über
http:// www2.hu-berlin.de/for:n/.

Eva-Clarita Onken ist Mitglied des Vereins „For-
schungsgruppe Nordeuropäische Politik e.V.“, Berlin.




